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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Katharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Dr. Sepp Dürr, Jürgen Mis-
tol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Demokratie stärken – Gewalt vorbeugen – Bürger-
rechte schützen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Anschlag auf die Redaktion des Satiremagazins 
„Charlie Hebdo“, die Morde an Polizisten und der ge-
zielte Angriff auf die Kunden und Beschäftigten eines 
jüdischen Supermarkts sind barbarische Akte des 
Terrorismus. Unser Mitgefühl gilt den Angehörigen der 
Opfer, den Verletzten, ihren Familien und Freunden. 
Die brutalen Terrorakte von Paris sind gezielte An-
schläge auf unsere freien und demokratischen Gesell-
schaften.  

Der Landtag stellt sich klar gegen die Ideologie und 
die Gräueltaten terroristischer Organisationen. Gleich-
zeitig sind wir tief bewegt von den großen Demonstra-
tionen in Frankreich und anderen europäischen Län-
dern. Viele Millionen Menschen gehen auf die Straße, 
um die Opfer der Anschläge zu ehren und für Freiheit 
und gegen den Hass einzutreten. Das ist ein großes 
und ermutigendes Signal. Unsere Reaktion muss 
gerade jetzt ein Bekenntnis zum Dialog, zu Demokra-
tie, Freiheit und Solidarität sein. Angriffen auf die De-
mokratie dürfen wir grundsätzlich nicht mit der Ein-
schränkung demokratischer Grund- und Freiheitsrech-
te begegnen. Die Anschläge von Paris dürfen daher 
nicht zu sicherheitspolitischer Instrumentalisierung 
führen, sie eignen sich nicht für reflexhafte Forderun-
gen nach Strafverschärfungen und der Wiedereinfüh-
rung der anlasslosen Überwachung der Bevölkerung 
durch Vorratsdatenspeicherung. 

Um dem Sicherheitsbedürfnis in der Bevölkerung 
Rechnung zu tragen, fordert der Landtag die Staats-
regierung vielmehr auf, sich mit den gesellschaftlichen 
Faktoren der gewaltbereiten, islamistischen Radikali-
sierung junger Menschen in Bayern auseinanderzu-
setzen, entsprechenden Tendenzen insbesondere 
durch präventive und deradikalisierende Maßnahmen 
entgegenzuwirken und die Arbeit der Sicherheitsbe-
hörden in geeigneter Weise zu unterstützen.  

Dazu bedarf es, 

─ der Erarbeitung eines bayerischen Präventions- 
und Deradikalisierungsprogramms speziell für den 
Bereich des gewaltbereiten Islamismus – gemein-
sam mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft, 

─ einer stärkeren finanziellen Unterstützung für 
schulische und außerschulische Programme zur 
Demokratieförderung, 

─ der finanziellen Unterstützung des professionellen 
Aufbaus von zivilgesellschaftlichen Aussteigerini-
tiativen, 

─ der Verstärkung der Sicherheitsbehörden mit Isla-
mismusexpertinnen bzw. -experten, IT-Spezialis-
tinnen bzw. -Spezialisten und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Bereich der Radikalisierungs-
prävention, 

─ verstärkter Ausreisekontrollen, Ausreiseuntersa-
gungen und Meldeauflagen, um gewaltbereite 
Personen von einer Ausreise in Richtung des sy-
risch-irakischen Kampfgebiets oder in Terroraus-
bildungs-Camps abzuhalten, 

─ der Verbesserung und Intensivierung der Zusam-
menarbeit von Justiz- und Polizeibehörden in Eu-
ropa sowie der Verbesserung der Bund-Länder-
Koordination in Deutschland. 

 

 

Begründung: 

Der Anschlag auf die Redaktion des Satiremagazins 
„Charlie Hebdo“, die Morde an Polizisten und der ge-
zielte Angriff auf die Kunden und Beschäftigten eines 
jüdischen Supermarkts sind barbarische Akte des 
Terrorismus. Unser Mitgefühl gilt den Angehörigen der 
Opfer, den Verletzten, ihren Familien und Freunden. 
Die brutalen Terrorakte von Paris sind gezielte An-
schläge auf unsere freien und demokratischen Ge-
sellschaften. 

Terrororganisationen wie al-Qaida und der IS errei-
chen über ihre professionelle Internetpropaganda sehr 
viele Menschen, vor allem junge Männer, die in unse-
rem Wertesystem aufgewachsen sind und die den-
noch aus Deutschland nach Syrien und in den Nord-
irak reisen, um sich dort den Kampfhandlungen anzu-
schließen. Der Radikalisierung dieser Menschen kön-
nen wir nicht durch die Abschiebepraxis der Staatsre-
gierung entgegentreten. Es müssen endlich wirksame 
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Maßnahmen ergriffen werden, um vor allem junge 
Menschen zu erreichen, die dabei sind sich zu radika-
lisieren. Andere Bundesländer haben diese Notwen-
digkeit längst erkannt, so existiert in Nordrhein-
Westfalen beispielsweise die Initiative „Wegweiser – 
Präventionsprogramm gegen gewaltbereiten Salafis-
mus“. 

Die Staatsregierung ist hier untätig geblieben: In Bay-
ern gibt es kein Beratungs- und Betreuungsangebot 
für Betroffene und ihr soziales Umfeld. Wir brauchen 
jetzt ein bayerisches Präventionsprogramm, das eng 
mit Netzwerkpartnern zusammenarbeitet und im Aus-
tausch mit Moscheegemeinden und muslimischen 
Verbänden steht. 

Mit einer klaren Haltung gegen Antisemitismus und Is-
lamophobie sowie einer konsequenten Antidiskrimi-
nierungspolitik müssen gewaltbereiten Radikalisie-
rungstendenzen jeglicher Ausrichtung der Boden ent-
zogen werden. 

Die Abwehr konkreter terroristischer Gefahren ist Auf-
gabe der Sicherheitsbehörden – im Rahmen der be-
stehenden rechtsstaatlichen Grenzen. Aufgabe der 
Politik ist es, mit den Mitteln des Rechtsstaates für 
das größtmögliche Maß an Sicherheit zu sorgen, 
Grundrechte zu schützen und Bedrohungen effektiv 
abzuwehren, ohne dabei die Freiheit so weit einzu-
schränken, dass sie kaum noch erkennbar ist. Des-
halb fordern wird statt der Einschränkung von Bürger-
rechten eine bessere Ausstattung von Polizei und 
Sicherheitsbehörden (u.a. mit Islamismusexpertinnen 
bzw. -experten und IT-Spezialistinnen bzw. -Spezialis-
ten) und die konsequente Anwendung bestehender 
Möglichkeiten, um gewaltbereite Personen an der 
Ausreise zu hindern. „Terrorexporte“ aus Bayern darf 
es nicht geben. 


